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a Preise u . Gehaltserhöhungen .
Jedesmal , wenn eine neue Anpassung der Relchs »

heamtengehälter an die Geldentwertung veröffentlicht
wird, wird diese Tatsache von den Vertretern der anderen
Stände , vor allem aber von den Vertretern der Produ¬
zenten und Händlerschicht, in einer Weise erörtert , die
eine gerechte Beurteilung der Sachlage vermissen läßt .
Was zunächst die Produzenten und Händler an¬
langt , so können sie sich gar nicht genug darüber ent¬
rüsten, daß die Beamtengehälter schon wieder um sound¬
soviel Prozent (60 Prozent , 80 Prozent und manchmal
auch 100 Prozent ) „erhöht " worden sind . Daß sie selbst
inzwischen ihre Preise um einen erheblich größeren
Prozentsatz erhöht haben, wird dabei geflissentlich ver¬
schwiegen.

Die mittleren und kleineren Unternehmer , und Händler
haben selbstverständlich im allgemeinen an den meist gor
zu raschen und gar zu hohen Preisfestsetzilngen an sich
keine Schuld . Sie sind vielmehr abhängig von den Preis »
festsetzungen der Großindustrie und des Großhandels
bezw. der großen Konzerne , die dort regieren , und rnüs -
sen ihrerseits sich manchmal mit verhältnismäßig kleinen
Gewinnzuschlägen begnügen . Aber immerhin haben sie
gar keine Veranlassung , sich darüber aufzuregen , daß die
Beamten und dementsprechend die Prrvatbeamten und
die Arbeiter im Laufe desselben Zeitraums , in weichem
sie (die Händler ) die Preise um 200 Prozent herauf »
schraubten, in ihren Bezügen um 100 Prozent gesteigert
werden .

Im übrigen ist bei einer Beurteilung dieser Fragen
der D e r g l e i ch mst dem Vorkriegseinkommen
bezw. mit dem Vorkriegspreise von grundlegen¬
der Bedeutung . Bisher haben noch alle „ Erhöhungen "
'der Gehälter und Löhne nicht dahin führen können, daß
der Vorkriegslohn auch nur annähernd erreicht wurde .
Die Gehälter und Löhne der Festbesoldeten im weitesten
Umfange dieses Wortes schwanken zwischen 25 und 00
Prozent besten, was sie seinerzeit vor dem Kriege in
Goldmark empfingen . Was die Reichs » und Staats¬
beamten betrifft , so bekommen sie augenblicklich etwa
das 20 - bis 30000fache ihres Frieüensgehaltes . d. h.
also lediglich den 3 . bis 4 . Teil dessen, was sie eigentlich
unter Zugrundelegung des Index und der faktischen
Geldentwertung bekommen müßten . Denn — und
das ist das Entscheidende — die Großindustrie , der
Großhandel und das Großagrariertum nehinen ihrersnts
heute bereits Preise , die denen der Vorkriegszeit zum
mindesten entsprechen, ja sie sogar oft genug überholen .
In vielen Fällen wird sogar der heutige Weltmarkt -
pr ei s , der im allgemeinen 30 bis 60 Prozent höher als
der Weltmarktpreis vor dem Kriege zu beziffern ist,
erreicht bezw . überschritten. Wer steckt diese inter -
essanie Differenz zwischen Goldpreisen >
und Papierlöhnen ein ? Das ist vielleicht im ;
Augenblick die wirtschaftlich und innerpolitisch bedeut¬
samste Frage .

Dabei muß natürlich gerechterweise berücksichtigt wer¬
den, daß einzelne Firmen bei schwächerem Absatz
gezwungen sind, etwas höhere Preise , als früher üblich,
zu nehmen , und daß fernerhin die allgemeinen Un¬
kosten in Verbindung mit der vergleichsweise ' geringe¬
ren Arbeitsleistung gleichfalls ettvas höhere Preise be¬
dingen . Zweifellos ist aber selbst bei einer vernünftigen i
Einschätzung all dieser Momente die Differenz zwi -
scheu den Preisen , die tzon den Produzenten und Händ -
lern genommen werden , und den Gehalts - und Lohn¬
bezügen zu groß . Und nur so ist es denn auch zu er-
klären , daß es auch heute noch trotz der miserablen Ver¬
hältnisse eine Schicht von Volksgenossen gibt , die schwer-
reich sind und ein Leben ganz im Stile der Dorkriegs -
zeit führen . (Gehört doch sogar ein deutscher Großkapi¬
talist , ,Herr Stinnes , zu den zehn reichsten Leuten der
Welt überhaupt !) Hier scheint uns mrn ein Punkt zu
liegen , der bisher von den Kreisen der Festbesoldeten ,
der Kleinbauern und der kleinen Unternehmer viel zu
wenig beachtet worden ist.

Alle diese eben genannten Schichten , die Schichten der
Beamten , der Privatbeamten , der Arbeiter , der freien
Berufe , der kleinen Bauern , der kleinen Händler und dir
kleinen .Handwerker achten mit einer manchmal schier ko¬
misch wirkenden Ängstlichkeit darauf , was der Nach -
barverdient . Und too sich ergeben sollte , daß dieser
liebe Freund und Nachbar im Monat vielleicht eine halbe
Million mehr Einkommen bat, da ist der Neid und die
Bruttelei sofort bei der Hand . Und doch ist dieser Neid

und diese Bruttelei so unangebracht, wie nur irgend mög -
lich . Nicht darauf kommt es an, daß der Beamte der
Gehaltsklasse X eine Million pro Monat mehr Gehalt
bekommt, als der Beamte einer anderen Gehaltsklajse ,
nicht darauf kommt es an, daß der gelernte Arbeiter
vielleicht einmal etwas mehr verdient als der kleine
Händler und Handwerker, sonderndaraufkommt
es an , daß neben diesen Einkommen der
Fe st besoldeten Einkommen bestehen , die
zehnfach,zwanzig - undfünfzigfachhöher
sind ! Nicht darauf kommt es an , darüber zu lamen¬
tieren , daß jemand 10 Millionen im Monat verdient ,
während man selbst nur 6 oder 8 Millionen hat, sondern
darauf kommt es an , die Ungeheuerlich »
keit und soziale Sinnlosigkeit der Tat¬
sache richtig zu empfinden , daß es auch
heute noch Tausende und Abertausende
von Volksgenossen gibt , die im Monat
ihre 100,200,600und 1000Millionen verputzen
können . Hier liegt die Ärgernis erre -
gendeKluft .

Und hier liegt auch die vornehmste Aufgabe
aller sozialen Politik in der Welt . Damit
diese Aufgabe gelöst wird , muß aber das neidische Ge¬
bruttel unter den Festbefoldeten und kleinen Produzenten
und Händlern selbst aufhören . Alle Festbesoldeten ,
alle Angehörigen der freien Berufe , alle klei¬
nen Bauern , alle Kleinhandwerker und Klein¬
händler sind eigentlich verbunden zu einer einzigen
Interessengemeinschaft , und zwar zu jener
großen Jnteressengemieinfchaft gegenüber der giganttschen
Macht des G r o ß k a p i t a l s . Wird diese Tatsache erst
richtiger von unserem Volke erkannt werden , so wird auch
der Staat , d . h . das Parlament und die Negierung des
Staates , alle die Waffen in die Hand gedrückt bekom¬
men , die nun einmal notwendig find, um jene oben ge¬
schilderte Differenz der Ungerechtigkeit aus der Welt zu
schaffen oder doch zum mindesten erheblich zu verringern .

Kommunistische Demagogie .
Die kommunistische Presse peitscht seit einigen Wochen wie¬

der die Arbeiter in einer unerhörten Weise , auf . Man will
die Volksseele ins Kochen bringen, damit die kommunistische
Parteisuppe zum Essen reif wird. Wer die Bolkspshche kennt,
wundert sich nicht , wenn der kommunistischen Hetze manche
von den Menschen , die unter der Geldentwertung und Teue¬
rung jetzt so furchtbar leiden, zum Opser fallen .

Am 29 . Juli , also am kommenden Sonntag , soll eine Gene¬
ralmusterung der kämpfenden Schar gehalten werden . Die Ge-
nerakmusterung soll angeblich ein Auftakt zum Kampf gegen
die Faszisten sein. Um diesen Vorwand zugkräftig zu gestal¬
ten , bemüht sich die kommunistische Presse, die Faszistengefahr
als besonders groß hinzustellen, sie tut , als ob über Nacht der
Rechtsputsch losbreche . In der Tat kann nicht bestritten wer¬
den , daß es auch in Baden trotz Organisationsverbots Natio¬
nalsozialisten gibt, welche gelegentlich auf Turn - oder Sport¬
festen bemerkbar sind . Auch ist richtig , daß Teuerung «ud Rot,
insbesondere in den Kreisen kaufmännischer Angestellten ooer
ehemaliger Kommunisten den Sinn für eine Judenhetze ge¬
stärkt hat ; aber zu behaupten, diese Bewegung drehe dem
Staat fortgesetzt eine Nase und sei eben dabei, ihn aus dem
Sattel zu werfen, um die Monarchie aufs Reue zu etablieren ,
das geht entschieden zu weit. Wer in der rechtsbolschewisti¬
schen Bewegung orientiert ist, sieht die Dinge ruhig an . Nur
wer selbst ein schlechtes Gewissen hat, wer selbst dabei ist, et¬
was Böses vorzubereiten, bringt es fertig, die Vorgänge im
rechtsbolschewiftischen Lager zu übertreiben , das deshalb näm¬
lich, weil diese Übertreibung zum Gimpelfang notwendig ist.

Das Geheul über die Faszisten entspringt manchmal auch
dem natürlichen Empfinden eines Schwächlings. Immer
Wenn ein Mensch seiner Sache nicht sicher ist, wenn er sich für
zu schwach hält zu einer Verteidigung oder zu feig zum An¬
griff , dann verlegt er sich aufs Klagen und Weinen über die
böse Welt und die schlechten Menschen. AuS solcher Menta¬
lität heraus suchen die Kommunisten in Baden mühsam das
Material zusammen, um einer staunenden Mitwelt zu erzäh¬
len, wie sehr die Kommunisten in der Rolle der Verteidigung
des Vaterlandes tätig sind . Die Kommunisten, die den Sotv -
jetstaat anstreben, als Verteidiger der Republik!

Die Gründung von HundertsHaften zur Abwehr gegen den
Jaszistenaufstand glaubt man in solcher Weise rechtlich begrün ,
det zu haben . Die Kommunisten halten die Staatsgewalt nicht
für stark genug , um einem Rechisputsch mit Erfolg begegnen
zu können. In der Vergangenheit gab es neben Rechts- auch

Linksputschisten, wobei die Kommunisten doch wohl die Er¬
fahrung gemacht haben werden, wie sehr jede illegale Organi¬
sation in Baden mit der Staatsgewalt zu rechnen hat. Des¬
halb war dies möglich , weil neben der staatlichen Polizei als
Sicherungsorgan der Landes private polizeilich« Organe nicht
geduldet werde» ; solche werde« auch in Zukunft nicht geduldet
werden, ob sie sich in der nationalsozialistischen Spielart oder
in der kommunistischen zeigen. Wenn etwa die Kommunisten
glauben , sich über das Gesetz und über Anordnungen der Re¬
gierung hinwegsetzen zu können, so werden sie für die Folgen
elnznstehru haben, wobei recht sehr zu wünschen wäre, daß er
gehnge, die Drahtzieher festzustellen , anstatt immer wieder
die Verführten , die bei solchen Gelegenheiten ins Unglück kom¬
men , ohne die eigentlichen Ursachen zu wissen .

Jedenfalls find sich die verantwortlichen Staatsbehörden
ihrer Aufgabe bewußt, und sie werden ohne Rücksicht auf da»
übliche Geschrei ihre Schuldigkeit tun . In welchem Maße
das zu geschehen hat , richtet sich ganz nach den örtlichen Ver-
hällniffen und ganz nach dem Verhalten der Demonstranten .

*

Der preußische Innenminister hat an die Oberpräsidenten die
Verfügung ergehen lassen, sämtliche Versammlungen unter
freiem Himmel mit Einschluß der Umzüge bis auf weiteres
zu untersagen . Soweit diese Maßnahme vorbeugender Natur
ist. gilt sie dem von den Kommunisten für den kommenden
Sonntag angekündigten Antifaszistentag. Ebenso legte
auch der Reichsminister des Innern in einem Rurch-
schreiben an die Landesregierungen nahe, Versammlungen
unter fteiom Himmel für den 28 . Juli zu verbieten.

In der vom Amtlichen Preußischen Pressedienst veröffent¬
lichten Begründung der Verfügung des preußischen Innen¬
ministers heiß es : „Die in letzter Zeit in der Tagespreise er-
schienenen Veröffentlichungen über die Möglichkeit eines Bür¬
gerkrieges haben in weitesten Kreisen des Volkes eine lebhafte
Beunruhigung hervorgerufen . Die Besorgnis der unter der
Teuerung und den Schwierigkeiten der Lebensmittelbeschaf»
fung ohnehin schwer leidenden Bevölkerung wird weiter ge¬nährt und die Spannung zwischen den Anhängern verschiedener
politischer Anschauungen verschärft , wenn- von einzelnen po¬litischen Parteien und Organisationen sowie deren Zeitungen
zu Massenkundgebungen unter freiem, Himmel mit aufreizen ,
den Kennworten wie zu Gegendemonstrationen und zum Selbst¬
schutz ausgerufcn wird . Die Form und Sprache dieser Auf-rufe wie Gegei^ undgebungen rufen, zumal im Hinblick auf di«
tevlweise unverhüllt ausgesprochenen Zwecke solcher Veranstal-tungcn und der beiderseitigen Vorbereitungen die unmittelbare
Gefahr gewaltsamer Auseinandersetzungen herauf . Verschie¬dentlich ist es bei der gereizten Stimmung in den letzte»
Wochen bereits zu Zusammenstößen in der Bevölkerung und
zu schweren Ausschreitungen und Blutvergießen gekommen ,so in Eisleben , Eilenburg , Dramburg und Frankfurt a . M.Bei der zurzeit herrschenden innerpolitischen Spannung lassendaher alle Versammlungen unter freiem Himmel und Um-
züge verhängnisvolle Störungen der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung befürchten. Gegen Versuche , ungeachtet des Verbots
Versammlungen unter freiem Himmel oder Umzüge zu ver-
mrstalten , ist mit allen Machtmitteln rücksichtslos einzu¬schreiten."

*
Entsprechend der durch Rundschreiben ergangenen Weisungdes Reichsinnenministers an die Landesregierungen, für den29. Juli alle Maßnahmen zur Verhinderungen von Störungender öffentlichen Ruhe und Ordnung zu treffen und nötigen¬falls Versammlungen unter freiem Himmel überhaupt zu verbie.ten , bat das bayerische Innenministerium , wir die „ BayerischeStaatszeitung " mitteilt , die Polizeibehörden in diesem Sinnebereits instruiert .

Politische Neuigkeiten.
Der passive Widerstand — verboten.
Die interalliierte Rhrinlandkommisfion hat eine neue Ber-

ordnung erlassen, durch die man mit allen Mitteln den passi-den Widerstand zu brechen gedenkt . Ihre Folge wird eine
außerordentliche Blüte des Spitzeltums sein.

Die neue Verordnung bestimmt, daß jeder mit hohen Gelb-
strafen oder Gefängnis bestraft wird, der in Abrede stellt, daßdie nach dem Ruhreinmarfch erlassenen Verordnungen der
Rhemlandkommission und der MilitärbehSrdeu rechtsverbind¬
lich feien . Die Bestrafung tritt nicht nur ein . wenn die Äuße-
rung in der Öffentlichkeit oder Presse gemacht ist, sondern auch
jede mündliche und schriftliche Äußerung wird bestraft, die
dazu bestimmt ist, der Bevölkerung übermittelt zu werden. Be¬
straft wird auch mit Gefängnis und Geldstrafen, wer bei der
Verteilung von Mitteln oder Naturalien mitwirkt, die dazubestimmt sind , den passiven Widerstand selbst gegen die Ver-
oidnungen der Rbeinlandkommission aufrecht zu erhalten.

So die „ Ordonnanz 192"
. Wer ihren Inhalt genau verfolgt,der braucht gar nicht zwischen den Zeilen zu lesen verstehen,um zu erkennen , daß hier wirklich ein Gipfelpunkt brutaler

Gewaltanwcvdung erreicht ist.
Offen spricht es die Verordnung aus . daß die Besatzungsbe-

hördem entschlossen find, gegen alle Personen, die nur irgend¬
wie die passive Resistenz . des deutschen Volkes organisieren,
unterhalten und unterstützen, mit äußerster Strenge Vorzüge-
den . Das Verfahren , das hier angedroht wird, ist zwar nicht
neu . denn auch schon vor dem Erscheinen der Verordnung wur¬
den deutsche Vaterlandsliebende u. ihrer Pflicht bewußte Man »



«er gerade w^gen deS passiven Widerstandes auf alle nur rr -
denklichs Art und Weise verfolgt, gepeinigt, unter Strafe ge¬
stellt. Wer dieses Verfahren entbehrte damals noch jeder, we¬
nigstens scheinbaren Rechtsgrundlage,- eS war offen ' widerrecht¬
lich. Aufgabe der neuen »Ordonnanz " war es, diesem Mangel
abzuhelfen , die ' nötige Rechtsgrundlage zu schaffen , das Ver¬
fahren zu .Legalisieren. Natürlich ist auch diese Legalisierung
nur eine scheinbare, eine angemaßte , und der neue Willkür¬
befehl der Rheinlandkommission erhält weder durch die Be¬
stimmungen des Friedensvertrages noch durch die des Rhein-
iandabkommens rechtsverbindlichen Charakter . Ebensowenig
Wird es der neuen „Ordonnanz gegen den passiven Wider¬
stand ' katexochen" gelingen» diesen Widerstand zu brechen .

*

Ärte deutschen Vertreter in Paris und Brüssel wurden von
der deutschen Regierung beauftragt , folgende Rote an die fran -

Kfische und die belgische Regierung zu richten:
„Die neue Verordnung der Rheinlandkommission be¬

droht jeden mit Strafe , der den rechtsverbindlichen Cha¬
rakter der von der Kommission oder ihren Organen getrof¬
fenen Anordnungen in irgendeiner Form bestreitet. Er¬
höhte Strafen werden demjenigen angedroht, der durch
Rat oder Tat den Widerstand gegen derartige Anordnun¬
gen fördert . Endlich wird verboten, durch Verteilung von
Geld oder anderen Gaben oder von Entschädigungen oder

. Belohnungen zur Aufrechterhaltung des Widerstandes mit¬
zuwirken. Die deutsche Regierung mußte seit dem Ruhr¬
einbruch immer wieder gegen die Anordnungen der
Rheinlandkonimission Einspruch erheben, weil sie weit da¬
von entfernt sind , sich im Rahmen des für die Rechte der
Rheinlandkommission maßgebenden Rheinlandabkommens
zu halten , und sogar den Grundsätzen des Völkerrechts
über die .Rechte der Okkupationsmächte zuwiderliefen .
Wenn die Bevölkerung , des besetzten deutschen Gebietes
derartige von der Reichsregierung als rechtsungültig bean¬
standete Anordnungen nicht beachtet, kann ihr umso weni¬
ger einen Vorwurf daraus gemacht werden , als das Deutsche
Reich nach der ausdrücklichen Bestimmung des Rheinland¬
abkommens die Verwaltung des besetzten Gebietes behal¬
ten hat . Die neue Vertonung der Rheinlandkommission
sucht nunmehr diese trotz aller Mühsal und Not standhaft
durchgeführte Haltung der Bevölkerung gegenüber den
auch von ihr als rechtungültig empfundenen Anordnun¬
gen damit zu erschüttern, daß sie die natürlichsten Regun¬
gen der Ablehnung, ja sogar ein einfaches Wort sachlicher
Kritik unter schwere Strafe stellt. Die Art der Mittel ,
zu denen die Rheinlandkommisfion jetzt greift , ist ein
Zeichen für die schlechte Sache . . Der deutsche Rechtsstand¬
punkt wird dadurch nicht erschüttert. Unter Berufung

, auf ihr gutes Recht legt die deutsche Regierung gegen die
Rheinlandkommission-Verordnung Rümmer 192, die un¬
ter Mißachtung jeglichen Rechtsempfindens neue Leiden
auf die schuld- und wehrlose Bevölkerung häuft , feierlich
Verwahrung ein."

In London und Rom wurden gleichfalls Vorstellungen er-
Hoben .

*

Paris , 25 . Juli . Dem „Echo de Paris " wird aus Mainz be¬
richtet : Angesichts der fortgesetzten Entwertung der Mark hat
die französisch -belgische Eisenbahnregie beschlossen, die Bezah¬
lung der deutschen Angestellten und Hilfsarbeiter auf der
Grundlage des Franken vorzunehmen.

Kehl, 26. Juli . Vott dem Kehler französischen Militärpoli¬
zeigericht wurden u. a . folgende Urteile ausgesprochen : gegen
den Gefangenenaufseher Grundel von Offenburg wegen Nicht¬
befolgung eines französischen Befehls 1 Jahr Gefängnis , ge¬
gen den Student Hübler wegen Nichtbefolgung eines Aus¬
weisungsbefehls 2 Monate Gefängnis und 500 000 Mark Geld¬
strafe ; gegen den Buchhändler Trübe wegen Ausstellung bezw.
Verkaufs von zu Propaganda dienenden Zeitschriften einet
Geldstrafe von 3 Millionen Mark.

Mainzl 24 . Juli . Die Franzosen haben gestern nachmittag
und im Laufe des heutigen Vormittags in der Reichsbank, die
sie seit längerer Zeit besetzt hatten , das vorhandene Geld ge¬
raubt . Wie es heißt , wurden die Tresore unter Leitung von
Pariser Spezialisten aufgebrochen. Das Geld, daß sich auf
etwa 25 bis 60 Milliarden belief, würde in Lastautos wegge¬
führt .

Höchst a. M .. 25. Juli . (Wolfs ) Gestern hat der stellvertre¬
tende Landrat des Kreises Höchst Schmidt vom Kreisdele'

gier-
len den Ausweisungsbefehl erhalten und mutzte mittags 1 Uhr
Höchst verlassen.

Steuerbeschlüsse des Neicbsrats .
Berlin , 24. Juli . Der Steuerausschuß des Reichstages hat

bei der Beratung der Abänderung des Einkommensteuergesetzes
über die Regierungsvorlage und die Beschlüsse des Reichsrats
hinaus , indem er nicht das Dreifache, sondern das Vierfache der
bisherigen Abzüge festsetzte. Falls diese Änderung vom Reichsrat
angenommen wird, würden die Bezüge für die Ehefrau
24 000 M ., für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen
zählende minderjährige Kind 160 000 M . und zur Abgeltung
der Abzüge für Werbungskosten 200 000 M . im Monat be¬
tragen .

Linberukung des Reichstags im August .
Nach Mitteilungen des „Vorwärts " wird auf Grund von Be¬

sprechungen, die der Reichspräsident mit dem Reichstagsprä -
fidenten und den Führern der Parteien hatte, der Reichstag
im Laufe des Monats August einberufen . Der Tag der Ein¬
berufung steht noch nicht fest, da die gesetzgeberischen Maßnah¬
men , die zum Schutze der Währung geplant sind , noch das
Reichskabinett und den Reichsrat passieren müssen , bevor sie
dem Reichstag vorgelegt werden. Mit der Beratung dieser
Maßnahmen soll keine politische Aussprache über die innere
und äußere Politik im Reiche verbunden werden.

Die Goldanleibe beschlossen .
Die Vorbesprechungen zur Auflegung einer wertbeständigen

Reichsanleihe sind, wie die „Voss. Zig . " meldet, zum Abschluß
gelaugt . Eine bestimmte Sachwertdeckung, wie sie bei den
bisherigen Roggen -, Kali - oder Kohlenanleihen üblich war , ist
nicht beabffichtigt . Insbesondere plant man nicht , wie bei der
Dollar -Schatzanleihe, das Reichsbankzold zur Deckung heran¬
zuziehen . Man nimmt an , daß das Reich auch ohne Ge¬
währung von Sondergarantien noch Kredit genug besitzen wird ,
zumal die Gesamtauflage der Anleihe sich in mäßigen Grenzen
halten ' wird und nicht entfernt an die Summen heranreicht ,die vor dem Kriege ausgenommen wurden . Die Einzahlungund die Einlösung erfolgt, wie bereits berichtet, in Mack aufGrund des jeweiligen Newhorker Wechselkurses, ebenso die
Verzinsung . Als Zinssatz sind 5 v. H. vorgesehen.

Volksentscheid in Kadern.
Im bayerischen Landtag begann am Freitag die Beratungüber den Gesetzentwurf der Regierung betr . Volksbegehrenund Volksentscheid . Da dieser Entwurf eine Verfassungsän¬

derung darstellt, muß er eine Zweidrittelmehrheit erhalten .Tns dürfte aber nach dem Ausgang der am Montag stattge¬
fundenen Beratungen im BerfassungsauS'chuß kaum der Fall

fein. Demokraten und Bapernbund. die sich früher . an den
Gesetzentwurf gebunden hatten , verlangen auS innen- und .au¬
ßenpolitischen . Gründen in einem Antrag, daß die Beratung der
Vorlage bis zum Herbst zurückgestellt wird. - ' * ’

In der Abstimmung im Verfassungsausschuß würden die
grundlegenden Artikel mit 18 Stimmen der Rechtsparteien
gegen 13 Stimmen der übrigen Parteien zwar angenommenund somit der Zurückstellungsantrag abgelehnt , doch wird sich
die erforderliche Zweidrittelmehrheit im Plenum für die am
Samstag beginnenden Beratungen nicht finden . In der De¬
batte erklärt Abg . Dirr (Dem .) , gewiffe Kreise in Bayern hät¬
ten das Bestreben, die deutsche Versag ungs frage aufzurollenund Bayern zum Sturmblock gegen die deutsche Reichsverfas¬
sung zu verwenden. In ihren Auswirkungen würde die Vor¬
lage die Linie der Politik Poincares befchreiten. Sie bedeute
eine Lockerung des Reichsgefüges, letzten Endes ein fogenann -
tes starkes Bayern , aber ein zertrümmertes Preußen in dem
Sinne , daß die Autonomie im Rheinland als selbslverständliche
Folge kommen müßte . Der Jnnenminffter Schweyer ver¬
wahrte sich gegen die Behauptung , die Regierung habe mit
ihrer Vorlage bestellte Arbeit geliefert . Alle von demokratischenRednern gezogenen Folgerungen gingen durchaus fohl und von
den an die Wand gemalten Folgen könne keine Rede sein. Die
Regierung könne sich mit den Anträgen des Berichterstatters
einverstanden erklären . Abg. Dirr (Dem . ) führte demgegen¬über aus , daß der ganze Plan von den Geheimverbänden aus -
gegangen sei, die, nachdem ein gewaltsames Vorgehen sich als
nicht gangbar erwiesen habe, jetzt den Parlamentarismus ein-
spannen wollten, damit er sich selbst den Hals abschneiden
helfe.

Tum jfall Lbrbardt .
Zum Urteil gegen die Prinzessin Hohrnlvhe, führt die „Frkf.

Zig, " aus , daß der wirklich , und zwar vernichtend moralischverurteilte Kapitän Ehrhardt fft. Es steht fest, daß Ehrhardt ,der von seinen Anhängern mit dem Nimbus des Nationalhel¬den umkleidet worden ist, ein ihm blindlings vertrauendes
Menschenkind in der gewissenlosesten Weise zu verbrecherischerTat getrieben und damit ins Verderben gerissen hat . Nie¬
mand , der dieser Gerichtsverhandlung beigewohnt hat . wird der
jugendlichen Angeklagten seine Sympathie versagen können.Es ist menschlich zu verstehen, daß die Angeklagte auch vor
Gericht noch für sich geltend gemacht hat , was Ehrhardt ihr
vorgeredet hätte , um sie zur Gewährung einer Zuflucht und
zur Abgabe einer falschen Eidesaussage zu bringen , daß näm¬
lich — „nach ihrer Auffassung" zur Zeit der eidlichen Aussage— Hermann Ehrhardt durch die Ablegung seines Namens und
die Änderung in Hugo v. Eschwege für die Welt verschwundenund damit die Tat , derentwegen er verfolgt wurde, ausgelöscht
gewesen sei. Sie war jedenfalls einsichtig genug , diese Auf¬
fassung vor Gericht nicht weiter zu verteidigen , und hat sichüberhaupt ■ vor ihren Richtern in einer Weise benommen , die
man — um in der Sprache ihrer Kreise zu reden — nur als
honorig bezeichnen kann. Würdig und gefaßt ließ sie das
schlimme Schicksal über sich ergehen, das der traurige Held
ihres jungen Lebens — getrieben von rücksichtsloser Ichsucht— über sie gebracht hat .

Wer die Prinzessin in ihrer schlichten Beküninieriichkeit aufder Anklagebank sitzen sah, wer Zeuge des Taktes war , mit
dem sie sich dem Verfahren des Staatsgerichtshofes unter¬
warf und auf die Fragen des Vorsitzenden antwortete , der
wußte , daß dieses Mädchen seine Straftat , die es nicht nur mit
Gefängnis , sondern — was für das Kind aus fürstlichem
Hause wohl noch weit schwerer wiegt — mit peinlicher Bloß¬
stellung zu büßen hat , nur unter schwerer Gewiffensqual und
nur unter dem Einfluß eines übermächtigen Willens began¬
gen hat . Daß dieser Einfluß von einem Manne ausgegangen' ist, der ihrer Bewunderung und ihrer Hingebung in keiner
Weise würdig war , ist der Prinzessin durch die Beweisauf¬
nahme klar geworden. Das ergibt sich aus ihrer Antwort an
den Vorsitzenden, als dieser vor der Urteilsfindung noch ein¬
mal in feiner gütigen Weise ihr zuspcach . Diese Antwort
war ein Schuld- und Reurbekeuntnis und enthielt das Zuge¬
ständnis , daß sie das Opfer Ehrhardts geworden fei. Das
Gericht hat eine Milde walten lassen , die jedermann billigen
wird , hat die verwirkte Strafe auf ein Mertel ermäßigt , über
es hat dem Schicksal der bedauernswerten Prinzessin nicht die
Bitternis nehmen können, die darin liegt , da sie ihren bewun¬
derten Helden in seiner ganzen Erbärmlichkeit hat erkennen
müssen. Das ist ihre schwerste Strafe und sie erscheint un¬
zweifelhaft härter , als sie dieses mißgeleitete, weltfremde und
arglos vertrauende Menschenkind verdient hat .

" Das Blatt
ftagt schließlich : „Werden auch die anderen Anhänger und
Bewunderer Ehrhardts aus dem Ergebnis dieses Prozesses ,
soweit es die Person ihres „Helden" betrifft , eine Lehre
ziehen ? "

*

An den Reichsjustizminister Heinze werden nach Blättermel¬
dungen von einer zuständigen Stelle folgende Fragen gerichtet:

Wir ftagen Herrn Heinze. warum er während der Vorunter¬
suchung und nach Verhaftung Ehrhardts wiederholt selbst oder
durch von ihm beauftragte Dritte in Berlin und Leipzig wegen
der Sachbehändlung sich an den Untersuchungsrichter gewandt
hat ? Auf welche gesetzlichen Vorschriften kann diese „Fühlung¬
nahme" '

gestützt werden? Weiß Herr Heinze, daß der Unter¬
suchungsrichter sich wiederholt energisch diese „Fühlungnahme "
verbeten hat unter ausdrücklichem Hinweis , daß er in seinem
Amtsverrichten unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen
sei , von niemandem aber Weisungen entgegenzunehmen habe ?
Will Herr Heinze leugnen , daß diese „Besprechungen" und
„Fühlungnahme " mit dem Untersuchungsrichter zugunsten
Ehrhardts erfolgt sind ? Erinnert sich Herr Heinze der Per¬
sönlichkeiten , welche im Reichsjustizministerium und beim
Reichskanzler Cuno zur Fürsprache für Ehrhardt erschienen
sind, bevor die schon erwähnte „ Fühlungnahme " mit dem Un¬
tersuchungsrichter erfolgte ? Sind solche Fürsprecher auch von
Herrn Heinze persönlich empfangen worden ? Welchen Inhalt
hatten die Besprechungen, welche mit dem Senatspräsidenten
Schmidt mit Wissen des Herrn Heinze nach Einrichung der
Anklageschrift erfolgt find?

Vrurze Iftscbricbten.
Ein -, Zwei - und Zehnmillivnenscheine. Außer dem 1 Mil¬

lionen Markschein, der in etwa 'Wochenfrist in den Verkehr
kommen soll, wird — der „Franks . Zig .

" zufolge — von der
Reichsbank schon etwas früher , in etwa vier Tagen , ein 5 Mil¬
lionen Markschein ausgegeben werden . Nach der Mitteilung
Berliner Mütter steht auch die Ausgabe eines 10 Millionen -
fcheines für die nächste Zeit bevor . Mit der Herstellung der
hochzifftigen Scheine sind etwa sechzig Druckereien be¬
schäftigt. — Zu der durch die Ultimozahlungen hervorgeru¬
fenen Geldknappheit teilen die Berliner Blätter mit , daß dir
'Reichsbank noch in dieser Woche der Situation Herr wird . Die
augenblickliche Notenproduktion betrage mehr als 2 Billionen
Mark täglich. Am Freitag treffen solch gewaltige Summen
bei der Reichsbank ein , daß dann jede Möglichkeit einer Geld¬
knappheit ausgeschlossen ist.

Die ftanzöstschen Gelder DortenS . Die Pariser „Huma -
nitö " teilt mit, daß der «Rheinische Herold " im Jahre 1920

deshalb plötzlich täglich erscheinen konnte, weil IVrneral Man .gin Dr . Dorten im Namen der französischen Regierung350000 Franken überreicht habe . Die Zeitung erklärt, da»
sie kein Dementi zu befürchten habe und nötigenfalls mitnäheren Einzelheiten aufwarten könne.

Mehrere mitteldeutsche Kleinstaaten , Lippe, Waldeck, Braun ,
schweig, Anhalt haben Pressemeldungen zufolge Fühler aus .
gestreckt, um eine Bereinigung mit Preußen herbeizuführen »Man will dadurch Werwaltungskosten sparen . Preußen wtrv
diesen Wünschen jedoch erst nähertreten , wenn die 'Länder
Volksentscheide über einen Zusammenschluß veranstalten .

PreiSevhöhuug für Zeitungsdruckpapier . In den nächsten
Tagen wird durch eine Verordnung des Reichswirtschafts-
minffteriums der Höchstpreis für Zeitungsdruckpapier neu fest-
gesetzt. Er wird betragen für Rollen-papier 874000 M ., für
Formatpapier 874 A60 M .

Das neue Memel -Statut beschlossen. Die Verhandlungen ,die seit etwa 3 Wochen in. Paris über die Verfassung der Stadt
und des Staates von Memel stattfinden , haben nach einer
halbamtlichen Mitteilung zu einem Abkomme « geführt , über
das sich am Samstag die Botschafterkonserenz aussprechenwird . Trifft diese Meldung zu . dann ist in der Frage der Ha¬
fenkommission, in der nach dem Wunsch der Entente auch ein
polnischer Vertreter stehen soll, eine Einigung mit Litauen her-
beigesührt.

Zur Iabrbundertkeier
der badiscken Masser- und

LtrahenbAudirektion.
in .

Bekanntlich hat infolge der neueren Entwicklung auf dem
Gebiete des Elektrizitätswesens der Ausbau der
Wasserkräfte eine erhöhte Bedeutung gewonnen. Auch in
Baden ist, wie in anderen Ländern , der Staat als einer der
ersten dazu übergegangen , den Ausbau von Wasserkräften
selbst in die Hand zu nehmen und auf die Elektrizitätsversor¬
gung des Landes maßgebenden Einfluß zu gewinnen . Natur¬
gemäß hatte diese Entwicklung eine wesentliche Vergrößerungdes Aufgabenkreises der Wasser - und Straßenbaudirektion zurFolge. Dieser Behörde lag nicht nur die Bearbeitung der Ent¬
würfe für den Ausbau der staatlichen Wasierkraftanlagen ob,sondern auch die Mitwirkung bei allen sonstigen die Wasser¬
kräfte betreffenden Fragen . Als erstes großes Wasserkraftun¬
ternehmen ist vom Staat das M u r g w e r k bei Forbach in
Angriff genommen worden, dessen Bau durch ein in Forbach
hierzu errichtetes Bauamt im Jahre 1913 begonnen und dessen
erster Ausbau im Jahre 1918 beendet wurde . Der zweiteAusbau mit der Talsperre im Schwarzenbachtal ist zurzeit in
der Ausführung begriffen. Der jetzt schon vollendete Ausbau
des Murgwerks ist für eine Maschinenleistung von 22 000 Kilo¬
watt eingerichtet, zu denen nach Vollendung des jetzt im Bau
befindlichen Schwarzenbachwerkes noch 30 000 hinzukommen.Seit bem Jahre 1921 ist der Ausbau und Betrieb der bisher
staatlichen Landeselektrizitätsversorgung von der Aktiengesell¬
schaft Badenwerk übernommen worden, deren Aktien sichim Besitze des Staates befinden.

Die Entwurfsbearbeitung und Bauleitung für das Murg¬
werk, sowie für das inzwischen in Angriff genommene Schluch¬
seewerk geschieht auch jetzt nöch für Rechnung des Badenwerkes
durch die Wasser- und Straßenbaudirektion , welche im Jahr ?1922 für diese Zwecke eine besondere Abteilung errichtet hat.Die Entwurfsbearbeitung und Leitung der Hochbauten für die
genannten Wafferkraftanlagen gehören, neben sonstigen Hoch-
bauaufgaben , in den Geschäftskreis der bei der Wasser- und
Straßenbaudirektion bestehenden Hochbauabteilung. Durch die
Leistung des Badenwerkes sind zurzeit in Baden 522 Gemein¬
den , das sind 32,6 v. H . aller badischer Gemeinden , mit elek¬
trischer Arbeit versorgt. Die gesamte Elektrizitätsversorgung
hat sich in Baden in letzter Zeit so weit entwickelt , daß gegen¬wärtig von 1600 badischen politischen Gemeinden rund 96 v . H.
durch das Badenwerk, die Oberrheinwerke und die sonstigen
größeren und kleineren Dampf - und Wasserkraftwerke mit
Elektrizität versorgt sind .

Bon den anderen Aufgaben der Wasser- und Straßenbau »
direktion, die mit dem Wasserwesen im Zusammenhang stehen,seien noch kurz die Wasserkraftkatastrierung und die
Führung der Wasserrechtsbücher genannt , welche durchein Hilssbüro der Wasser- und Straßenbaudirektion , das
Wasserrechtsbüro , besorgt werden. Die systematische
Erforschung der Wasserverhältnisse unseres Landes , Waffer-
stände, Abflußmengen u . dcrgl., welche die Grundlagen für alle
wasserbaulichen Arbeiten bildet, geschieht durch das hydro¬
graphische Büro der Baudirektion , welches auch die regel¬
mäßige Veröffentlichung dieser Untersuchungen besorgt. Auch
auf die Tätigkeit der Landeswetterwarte sei noch kurz
hmgewieseu. Durch die im Jahre 1919 erfolgte Einrichtung
ihres neuen Dienstgebäudes mit einer umfangreichen und neu¬
zeitlichen Instrumentenausrüstung ist die Landeswetterwarte
in die Lage versetzt , ihre Tätigkeit in der Weise auszuüben ,wie es der wohl allgemein anerkannten praktischen und wissen¬
schaftlichen Bedeutung des meteorologischenDienstes entspricht.

Auf dem Gebiete des Landeskulturwesens hat die
Wasser- und Straßenbauverwaltung ebenfalls eine umfang¬
reiche Tätigkeit entfaltet . Schon durch die Dienstvorschrift vom
Jahre 1823 war den Inspektionen die Besorgung der öffent¬
lichen Kulturarbeiten auferlegt , später aber nachdem die durch
die Wasser- , Straßen - und Eisenbahnbauten vollauf in An-
spruch genommenen Ingenieure sich dem Kulturbau nicht mit
der nötigen Sorgfalt widmen konnten, wurde eine besondere
Organisation für die Leitung des Knlturwesens geschaffen , irr
dem zunächst, im Jahre 1868, den Wasser- und Straßenbau¬
inspektionen besondere Kulturingenieure beigegebeû späteraber , im Jahre 1878 , besondere Dienststellen, nämlich die Kul¬
turinspektionen , mit den Aufgaben der Landeskultur betraut
wurden . Die Tätigkeit der Landeskulturbehörden besteht da¬
rin , bei den Gemeinden die Vornahme vop Kulturunterneh -
« ungen , wie z. B . Bewässerungen , Entwässerungen , Verbesse¬
rung von kleinen Fluß - und Bachläufen . Feldwegbauten usw.
«uzuregen und sie auf diesem Gebiete mit sachkundigem Rat
zm unterstützen, ferner die für die Ausführung solcher Unter¬
nehmungen notwendigen organisatorischen Voraussetzungen ,
fr B . durch Bildung von Wassergenossenschaften, zu schassen,
endlich die Entwurfsbearbeitung und Bauleitung für solche
Unternehmungen selbst in die Hand zu nehmen . Um einen
Begriff von dem Umfang der auf diesem Gebiet geleisteten Ar¬
beiten zu geben, sei erwähnt , daß in den Jahren 1870 bis 1912
in Baden 2565 Landeskulturunternehmungen durchgeführt
wurden ; diese erstreckten sich auf eine Fläche von rund 31000
Hektar und erforderten einen Aufwand von rund 7,7 Millio¬
nen Mark . Hierbei wurde der gesamte Aufwand für die Kul¬
turinspektionen , deren Ingenieure und sonstige Bedienstete
aus der Staatskasse bestritten , außerdem wurde den Gemein¬
den und Genossenschaften für ihre Kulturunternehmungeir
Staatsbeiträge auf Grund der „ Normativbestimmungen über,
die Verwindung der zur Förderung von Wiesenmeliorationen
bestimmten staatlichen Mittel " gewährt. Die Zahl der für.



- fttfegfctat Waffergenossenschüften
mẐ ui am Ende des öden betrachteten Zeitraumes *78, sie- um -
IbMtn eine Kulturfläche von 12 000 Hektar. ' 'r: «”

ai ? oberste Landeskulturbehörde hat die Wasser- ■und Stra -
»« »baudirektion auch die Aufsicht über - die Fekdbereini «
luna Sunternehmen . Die Unmittelbare Leitung . des
» cllzugs ■dieser Unternehmungen ist den Kulturbauämtern
« «ertragen . Diese haben insbesondere die Aufgabe, solche Un-
«ttnehmungen anzuregen und vorzubereiten , sowie die Tätig¬
et der mit dem unmittelbaren Vollzug betrauten Kommis,
ßwnen zu überwachen. Die wachsende Erkenntnis von der
»wtwendigkeit einer zweckmäßigen Feldeinteilung , insbeson.
!« e auch als Vorbedingung für die Anlage geeigneter Feldweg,
«efc und kulturtechnischer Unternehmungen , hat seit Bestehen
«ner gesetzlichen Regelung über diesen Gegenstand schon eine
aanze Reihe von Feldbereinigungen veranlaßt , in den Jahren
Jjn 1868 bis 1913 sind 638 Unternehmungen ausgeführt wor-
tz«n die sich auf eine Fläche von 92 804 Hektar erstrecken .

(Schluß folgt.)

Radiscke Illebersickt.
„Große Mddienstübung der Faszisten ".

Die kommunistische „Arbeiterzeitung " bringt unterm 24. Juli
d. I . eine Meldung , nach welchem aus dem „ Liedolsheimer Ge¬
lände" eine kriegsstarke Kompagnie FaszlMcn eine Felddienst¬
übung abgehalten haben soll, die Ausrüstung hätte in Armee-
Molen und Gewehren Modell 98 bestanden. Die „Arbeiter -
-citung" schreibt zu dieser Meldung , daß diejenigen Arbeiter¬
führer , die jetzt noch ihrer Parole zur gemeinsamen Bildung
von Abwehrhundertschaften entgegentreten , ein Verbrechen an
her Arbeiterbewegung begehen. Sie fordert die Betriebsräte
und Gewerkschaftskartelle zur Organisierung von Hundert¬
schaften auf .

Dazu ist zu bemerken, daß der Turnverein von Liedolsheim
am letzten Sonntag in der Tat einige zur nationalsozialistischen
Partei in Bayern zählende, in Karlsruhe wohnende Leute
zu Besuch gehabt hat. Unter dem Vorantragen der Vereins¬
sahne und einer Fahne in den alten .Reichsfarben zog der
Turnverein durch mehrere Straßen und hielt dann in seinem
Lokal eine Versammlung ab, in welcher die üblichen national¬
sozialistischen Phrasen gemacht Wurden. Zu dieser politischen
Betätigung kam der Verein infolge einer Fühlungnahme ein¬
zelner seiner Mitglieder auf dem Münchener Turnfest mit den
Führern der bayrischen Nationalsozialisten . Die Veranstaltung
War aber polizeilich überwacht, die auswärtigen Arrangeure
tzer Versammlung und die Reimer wurden nach Schluß der
Versammlung außerhalb des Ortes verhaftet . Die Staats -
anwaltschaft hat die Haftbefehle aufrecht erhalten und das
strafrechtliche Verfahren wegen Organisierung eines verbotenen
Vereins eröffnet . Eine Bewaffnung mit Schußwaffen lag
nicht vor.

Angesichts des Umstands, daß die „Arbeiterzeitung " immer
wieder zur Bildung von Hundertschaften auffordert , die ge¬
setzlich einfach nicht erlaubt werden können, sieht sich übrigens
die badische Regierung genötigt, durch den Generalstaatsan -
walt die Frage prüfen zu lassen, inwieweit derartigem . Trei¬
bereien noch länger ruhig zugesehen werden kann . Die Kom¬
munisten werden hierauf zwar wieder das übliche Geschrei über
das ihnen angeblich zugefügte Unrecht erheben. Wer sich aber
fortwährend in Provokationen schlimmster Art und in dema¬
gogischer Hetze ergeht, mutz sich auf einen Widerstand hiergegen
gefaßt machen .

Rechtsradikale Detze .
In der Presse der Koalitionsparteien ist schon mehrfach

daraus aufmerksam gemacht worden, daß eine Reihe, vor allem
kleinere Blätter unseres Landes, immer wieder aus einer sehr
trüben rechtsradikalen Zeitungskorrespondenz mit Hetzartikeln
gegen Staat und Regierung gespeist werden . Einen typischen
Fall für eine derartige politische Verunreinigung finden wir
in Nr . 113 des in Brette « erscheinenden „Süddeutschen Bolks-
dlattes " vom 23 . Juli . Es wird da unter der Überschrift
„Severing als Großpapa " zunächst eine Geschichte erzählt von
Kindern aus dem Ruhrgebiet , die in Glücksburg (Kreis Flens¬
burg ) zur Erholung untergebracht sind und von denen ein¬
zelne lügenhafte Briefe nach Hause geschrieben haben sollen;
sie hätten sich über schlechte Behandlung und unzureichendes
Essen beklagt . Von den empörten Pflegeeltern zur Rede ge¬
stellt, hätten die Kinder weinend die Unwahrheit ihrer Behaup¬
tungen zugegeben, fie hätten sich aber damit entschuldigt, daß
ihnen von den Eltern bei der Abreise eingeschärft worden
wäre, derartige , Briefe zu schreiben . Weitere Fragen hätten
dann ergeben, daß die Eltern dieser Kinder Kommunisten
seien .

Wir können von hier aus selbstverständlich nicht nachprüfen ,
ob die Geschichte überhaupt richtig ist und auch nicht feftstellen,
ob nicht etwa nur eine Übertreibung eines bedauerlichen Ein¬
zelfalles vorliegt ; der Ton , in dem der Artikel gehalten ist,
läßt nach dieser Seite hin manche Vermutung offen. Aber
darauf kommt es bei diesem Artikel auch gar nicht an . Sein
Verfasser wollte in erster Linie gar nicht seiner Entrüstung
über das Verhalten der Kinder und ihrer Eltern Ausdruck ver¬
leihen, vielmehr soll das angebliche Vorkommnis ihm dazu
dienen, in gemeinster Weise, wie schon die Überschrift zeigt,
gegen den Preuß . Minister Severing , weil dieser einmal die
Kommunisten politische Kinder genannt hat , loszuziehen . Er
spricht u . a . von „den Lieblingen des Herrn Severing , denen
zur Untergrabung des Ruhrwiderstandes jede Gemeinheit und
jedes Mittel recht sei.

" Mit Verlaub ! Der Fall liegt gerade
umgekehrt. Den rechtsradikalen Herrschaften , die mit derar¬
tigen schmählichen Traktätchen gegen verantwortliche Männer
der Regierung hetzen, ist eben jedes Mittel recht , das Ansehsn
dieser Männer , und damit der Staatsautorität , die wir in die-
sen kritischen Zeiten so dringend brauchen , herabzusetzen und
gu unterwühlen . Was hat Minister Severing mit diesen an¬
geblichen Briefen der Ruhrkinder zu tun ? Nichts ! Trotzdem
muh sein Name in die unerfteuliche Geschichte hineingezcrrt
und zugleich versucht werden, in einer kitschigen Überschrift
ihn lächerlich zu machen . Daß mit der Geschichte selbst auch
noch im ganzen Reich unter Anrufung der Landbundhilfe
Stimmung gegen die armen Ruhrkinder gemacht wird , scheint
weder dem Verfasser noch die Nachdrucker des Artikels zu
stören.

Das „Süddeutsche Volksblatt" aber druckt dieses klägliche
Elaborat kritiklos ab , obwohl auch es gewiß nicht in der Lage
war , das Vorkommnis selbst auf seine Richtigkeit nachzüprüfen .
Es muß eben wieder einmal ein bischen gehetzt werden ! Es
ist wirklich tief bedauerlich, daß gewisse Blätter unseres Lan -
vcS auf derartige Schmühartikel, die ihnen von rechtsradikaler
Seite auf den Redaktionstisch geworfen werden , stets aufs neue
hineinfallen und daß fie nicht so viel Reinlichkeitsgefühl auf -
hringen , schon von sich aus die Regierungen gegen solche Ver¬
unglimpfungen zu schützen. —r .

Das badische Parlament u. seine Kritiker .
. Mit einer Kritik der Tätigkeit dH badischen Landtags im
„Karlsruher Taqblatt " hatsich kürzlich , in unserer Zeitung
Regierungscat Weitzmana beschäftigt. Im Nachstehenden brin¬
gen, wir das wesentliche aus einem Aufsatz des „Badischen
Beobachters" zu dem gleichen Thema . Das Zentrumsblatt
schreibt :

«Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren , daß zurzeih
mehr wie bisher Kräfte am Werk sind, die gegenwärtig be¬
stehende Staatsordnung , vor allem das Ansehen der Parla¬
mente zu untergraben . Wohin diese Treibereien führen , viel-
leicht sogar führen sollen, liegt klar auf der Hand . Das Volk
wäre übel beraten , wenn es sich die Frage nicht vorlegte und
beantwortete : .Was dann ? Das «Karlsruher Tagblatt " (Nr .
189) meint : „Die Diktatur irgend eines Retters .

" Ob der
^Retter " erscheint ? das ist die erste Frage . Ob dieser «Ret -
1er" die Folgen des verlorenen Krieges und des Umsturzes
durch sein Erscheinen wegblasen kann, das ist die andere
Frage . Auch wenn Bismarck vom Grab erstünde, dürste das
Pfund Fleisch deshalb kaum billiger und das Wohnungselend
kaum kleiner und der Steuerzettel kaum billiger werden .
Kann die Untergrabung der bestehenden Staatsordnung nicht
auch andere Wege führen , Wege, die in Rußland enden ? Wir
warnen davor, mit dem Feuer zu spielen. Das Karlsruher
Tagblatt " hat in dem schon angezogenen Artikel ein niedliches
Weispiel dieser zersetzenden Kritik geliefert . Nachdem es be¬
richtet, daß „Volksvertreter " in Sommerurlaub gegangen ,
fährt er fort : „Sommerferien für die Bolksvertreter sind aber
leider keine Sommerferien für das Volk." Damit will der
Eindruck draußen im Volk erweckt werden, die Volksvertreter
sind jetzt .Dolce farniente " in die Berge gefahren — im Ge¬
gensatz dazu steht „ das Volk " und dieses Volk hat leider keine
Sommerferien wie die Volksvertreter . Daß diese Volksver¬
treter nach Hause fahren und dort ihre Arbeit aufnchmen , wie
es in Wirklichkeit ist, davon wird nichts gesagt ; ebenso braucht
ja niemand daran denken, daß diese Volksvertreter doch auch
Glieder dieses armen deutschen Volkes find und mit ihm an
seiner Not zu tragen haben . Das ist eben dec Zweck der
Übung : Die Volksvertretung soll um ihr Ansehen . gebracht
und damit der Weg zur Diktatur für den „Retter " geebnet
werden .

Der ganze Artikel ist voll von offenen und versteckten Bos¬
heiten und Angriffen auf das Parlament und die bestehende
«Staatsautorität . Wir sind Freunde einer offenen , ehrlichen
und sachlichen Kritik . Eine solche ist notwendig . Wir haben
sie im alten , wir haben sie im neuen Staat geübt und wer¬
den fie weiter üben ; allein eine Kritik, die zur gewollten oder
ungewollten Wirkung hat , die bestehende Staatsautorität zu
untergraben , ist eine Versündigung am Wohl des Volkes.
Derlei zersetzende politische Arbeit kann man nur bedauern .
Das Ziel der Kritik muß sein, zu bessern , die Staatsordnung
und die Staatsautorität zy stützen und zu stärken . Nun
aber auch ein offenes Wort ! Wenn das Parlament an man¬
chem leidet, wer trägt die «Schuld daran ? Die Freiburger
Tagespost hat jüngst darauf hingewiesen, daß 21 Mitglieder
für Ausschüsse in dem Landtage zu viel und daß 86 Sitze für
unsere Volksvertretung auch zu viel , daß aber namentlich
8 Parteien für das badische Land ein schädlicher Luxus im
polftffchen Lehen darstellen. An dieser Erscheinung ist das
Parlament nicht schuld, es leidet aber darunter . «Man geht
aber nicht irr , wenn man hie Neigung zur weiteren Zersplit¬
terung dort vermutet , wo der Sitz der zersetzenden Kritik zu
suchen ist. Es gibt nur zwei Parteien , die sich bis jetzt den
unseligen ZersplitterungSbch'trebungen mit Erfolg zu entziehen
vermochte« : die Sozialdemokratie und das Zentrum . Gerade
Liese Zersplitterung mit ihren tiefbedauerlichen Folgen tragen
unseres Erachtens eine Haupffchuld an dem, «was an den Par¬
lamenten mit Recht zu tadeln ist . Unter den Folgen sei hier
eine besonders hervorgehoben. Die Zersplitterung des Vol¬
kes, besonders des Bürgertums , hat vielfach die Presse von
einer bestimmten Partei losgelöst und sie damit vielfach
Schwankungen und Einflüssen ausgeliefert , hie nicht der
Sammlung , der Einheit und Geschlossenheit , sondern einer be¬
dauerlichen Zerfahrenheit , und damit der politischen Unsicher¬
heit und Werdrossenheit , dienen. Wenn das Karlsruher Tag¬
blatt einmal nach der Richtung seine eigene Geschichte studie¬
ren und dann seinen Lesern die Wandlungen und Schwan¬
kungen in einem Gesamtbild zeigen wollte , dann gäbs einen
längeren und noch weniger erfreulicheren Artikel als den , den
es glaubte , dem Landtage in die „Sommerserien " nachschicken
zu sollen.

In einem geben wir dem Tagblatt recht . „Die letzten Jahre
haben das deutsche Volk tief in den Irrtum hineingeführt ,
daß der Staat alles könne und überall helfen müsse .

" Diese
Auffassung stammt übrigens nicht aus „ den letzten Jahren ".
««Schon vorher bestand diese Auffassung. Sie dürfte ihre letzte
Quelle in der liberalen «Anschauung von der Staatsallmacht
haben , die bekanntlich soweit ging, daß ein badischer Staats¬
mann einstens das aufsehenerregende Wort sprach , die Gesetze
des «Staates seien das öffentliche Gewissen und wer daneben
noch ein Privatgewissen haben wolle, solle eben bezahlen ! Da¬
her kam «das Hineinregieren in die Kirche und rn die Caritas .
Mur dort , wo die regulierende Arbeit notwendig war , bei den
Auswüchsen des Wirtschaftslebens mutzte der ««Staat in seiner
Allmacht erst zum Eingreifen gedrängt werden . Wenn übri¬
gens das Tagblatt seine Leser dazu erziehen hilft , nicht alles
und jedes vom Staat zu erwarten , soll es uns sehr lieb sein ;
nur darf die Hilfe nicht nach der Richtung gehen, das Groß¬
kapital noch schrankenloser schalten und walten zu lassen und
damit noch mehr Wasser auf die Mühlen der Kommunisten zu
leiten und die Fahrt nach Rußland vorzubereiten .

«Die Sache ist bitterernst . Eine staatszerstörende Demagogie
ist am «Werke, der «Artikel im Tagblatt ist nicht eine Einzel¬
erscheinung, sondern ein Symptom ! "

Die Aufhebung der Verkehrssperre .
Im Maxauer und im Offenburger Gebiet ist die vor

kurzem von den Franzosen verhängte Verkehrssperre aufge¬
hoben. Die Personenzüge verkehren wieder bis Ortenberg .

DZ . Mannheim , 26. Juli . Die Rheinbrücke von Mann¬
heim nach Ludwigshafen fft von «heute an wieder geöffnet,
und zwar von 8 Uhr morgens bis 9 Uhr abends für «Fuß¬
gänger , Radfahrer und Pferdefuhrwerke .

Tum Reisesndrsng anläßlich des Ferien -
beginns und der Tariferhöhung .

Am Sonntag den 29 . Juli d. I . nehmen die großen Schul -
ferien ihren Anfang . Am darauf folgenden Mittwoch den 1.
August tritt die Erhöhung der Eisenbahnpersonentarife in
Kraft . Nach den bisherigen Erfahrungen wird deshalb in den
letzten Tagen vor und in den ersten Tagen nach der Fahrpreis¬
erhöhung mit einem durch dieses Zusammentreffen außer¬
ordentlich gesteigerten Reiseverkehr zu rechnen sein.

Die Eisenbahnverwaltung wird auch diesmal alle ihr zu Ge¬
bote stehenden Mittel «ufwenden, um den Verkehrsandrang zu
bewältigen . Insbesondere wird für ftühzeitige Öffnung und
möglichste Verstärkung der Fahrkartenschalter und soweit mög¬
lich auch für Doppelführung von Zügen gesorgt werden.

-"■« Zur Bermeidwng der von ' der letzten Tariferhöhung her H»
kannten , zeitweiligen Stockungen an den Schaltern , kann de«
Reisenden nur dringend ' empfohlen werden, die Fahrkarten - ts
Zeitabschnitten außerhalb der Zuggruppen vorauSzulöfen. j«.
denfalls nicht erst kurz vor Zugabgang zu beschaffen . ferner die
Schalterbeamten bei Andrang nicht mit Anfragen auszuhal¬
ten und endlich das Fahrgeld einigermaßen abgezählt ' bereit
zu halten.

Sozialdemokrat , Relchstagskandidaten .
Eine am Sonntag in Wehr i. W. obgehaltene WahlkreiSkon -

ferenz der Sozialdemokratischen Partei hat als Kandidaten
für die nächstjährige Reichstagswahl einstimmig den ftüheren
sozialdemokratischen Parteisekretär Kaufmann u. Stadtverord .
neten Stefan Meier in Freiburg im 2. badischen Wahlkreis
ausgestellt . Im 3. Wahlkreis wurde - von der Wahlkreiskonfe-
renz der frühere Arbeitsminister Martzlaff, der Mitglied der;verfassunggebenden Landesversammlung war . nominiert .

Kurze « achrichten aus Waden.
Heidelberg, 24. Juli . Der Bürgerausschuß genehmigte daß

städtische Bauprogramm für 1933/24 mit 117 neuen Woh¬
nungen . Die Sätze der Wohnabgabe sollen automatisch der
Geldentwertung angepaßt werden. Ihre Wertziffer soll nach
dem Heidelberger Index festgestellt und als Matzstab der Er -
Höhung die Gehaltserhöhungen der Beamten angenommen
werden . Msher «wurden in Heidelberg ca . 1190 «bis 1200 Neu¬
wohnungen geschaffen. Die Zahl der Wohnungssuchenden bei¬
trägt angeblich 8000.

DZ . Heidelberg, 26 . Juli . Geh . Rat Prof . Banzer hat
eine Einladung nach Riga und Dorpat zu Gastvorlesungen
über deutsche Kultur und «Sprache erhal^ n und wird sich Ende
August dorthin begeben.

DZ . Mannheim , 34. Juli . «Auf dem Rangierbahnhof Mann -
heim -Waldhof wurde nachts von unbekannten Tätern . aus
einem mit Sammelgut beladenen Eisenbahnwagen Kernledey
inr Werte von 31 Millionen Mark gestohlen .

Pforzheim , 24 . Juli . Der Gemeindehaushaltsptan Pforz¬
heims für 1W3 ist aus den Ziffern aufgwaut , die am 1 . Mai
ds . Js . als maßgebend angesehen werden konnten . Er schließt
mit einer Ausgabe von ILM Milliarden und einer Einnahme
von 11,89 Milliarden , so daß ein Fehlbetrag von 744,56 Mil¬
lionen Mark durch Umlagen zu decken wäre . Die Gesund -
heits -. Kranken -, Armen - und Wohlfahrtspflege erfordert bei
einer «Ausgabe von 2,42 «Milliarden einen Zuschuß von 1,48
«Milliarden Mark . An zweiter Stelle stehen die Aufwendungen
für öffentiche Straßen , Wege und Anlagen mit 1,03 Milliar¬
den Mack , denen nur 31,76 Millionen «Mark Einnahmen
gegenü'bersteben . Für die städtischen Schulen ist ein Zuschuß
von etwa 730 «Millionen Mark vorgesehen. Der überwiegende
Teil des persönlichen Aufwandes (78 v . H .) wird vom Reich
ersetzt . Die «Gemeindeverwaltung und Rechtspflege erfordert
eine Gesamtausgabe von 1,11 «Milliarden «Mark. Das Reich
ersetzt 686 Millionen , an Gebühren usw . gehen ein 203 Mil¬
lionen , so daß der endgültige Aufwand der Stadt 320 Mil¬
lionen Mark beträgt . An den Erträgnissen aus dem Liegen¬
schaftsvermögen mit zusammen 846 Millionen sind die Ge¬
bäude «mit 66,86 «Millionen, die Grundstücke mit 26,47 Millio¬
nen unch der Wald mit 463,97 Millionen Mark beteiligt . Die
Sicherheitspolizei beansprucht einen Zuschuß von 78,28 Mil¬
lionen , Baupolizei und Feuerschutz erfordern einen Zuschuß
von 46,81 Millionen . Won den rund 12 Milliarden Mark
Gesamteinnahmen wird die Hälfte durch Steuern aufgebracht.
Der Anteil an der Reichseinkommensteuer allein bringt etwa
76 v . H . der ganzen Einnahme . Die Zahlen des Voranschlags
jsind infolge der Geldentwertung weit überholt ; man rechnet
jetzt bereits statt eines Fehlbetrags von 744 Millionen mit
einem solchen von etwa 3 «Milliarden . Deshalb beschloß der
Stadtrat , als vorläufige Gemeindesteuer das Zehnfache der
vorjährigen Umage — 330 M . von je 100 M . Steuerwerk zu
erheben . «Das Ergebnis werden 3,69 Milliarden Mark sein.

DZ . Bühl , 34. Juli . In einer am vergangenen «Sonntag
stattgefundenen Versammlung des Badffchen Landesverbandes
her Klein - und Obstbrcnner wurde eine Resolution angenom¬
men , in der die Mitglieder des Verbandes aufs schäfste oas
'Wiederauftreten ungesetzlichen Schwarzbrennens verurteilen .
Der Verband hat jederzeit keinen Zweffel darüber gelassen,

' daß er die höchstbedauerlichen Ausschreitungen als eine stark«
Gefährdung der Fortdauer der «Absindungsbrennereien ansieht,
und «wird bei neuerlichen Verfehlungen die Ausschließung!
rückfälliger Mitglieder vollziehen. «Seitens der Versammlung
wird die Errichtung von Werwachungsstellen durch die ehrlichen «
Brenner in den einzelnen Gemeinden gewünscht .

DZ . Dürrheim , 23. Juli . Unter außerordentlichem Zustrom
einer 20—30tausendköpfigen Menge feierte gestern Abend das
kleine, aber weltberühmte Solbad Dürrheim das 100jährige
Bestehen seiner Saline . Auf dem Festbankett am Samstag
Abend gab Bürgermeister Schilling einen Rückblick auf die
Geschichte Dürrheims feit dem 9. Jahrhundert nach Christi»
während Bergrat Kirchenbauer die Entwicklung des hiesigen
Salzwerkes sowie die seitherige Entwicklung der Saline und
des Solbades , welches eine sehr reiche Salzproduktion und
einen sehr großen Fremdenzustrom aufweist, schilderte . Den
Höhepunkt des Festes bildete gestern Nachmittag der Festzug»
in dem eine große Anzahl prächtiger Festwagen einzelne Bil¬
der aus der Geschichte der Salzgewinnung , ferner Sitten und
Gebräuche aus dem Leben Bad Dürrheims und des Schwarz¬
waldes aus alter und neuerer Zeit zeigte . — Da mit dem
Feste zugleich auch ein Heimatstag verbunden war , beteiligten
sich auch zahlreiche Trachten an dem Zug«, erhöhten so eine
Niannigfaltigkeit und verliehen ihm ein überaus farbenpräch¬
tiges Bild . Ein Festakt im Freien mit Trachtenvorführungen
und Darstellungen von Wallensteins Lager auf der Freilicht¬
bühne beschloß das in allen Teilen vorzüglich verlaufene Fest.
Die älteren Arbeiter und Pensionäre der «Saline waren vontz
Finanzminister ausgezeichnet worden.

DZ . Lörrach, 23 . Juli . Ein schlechtes Geschäft machen zur¬
zeit die Banken in Lörrach. Während die Reichsbank z . B. am
22. ds . Mts . den amtlichen Kurs für schweizer Franken mit
ca. 80 000 bezahlte , wurden in Basel infolge der unterschied¬
lichen Notierungen der Mark im In - und Auslande in Base!
für den Franken 70 000 und sogar noch mehr ausbezahlt . Die
Folge davon ist , daß natürlich jeder im Grenzgebiet seine De¬
visen in Basel umwechselt .

DZ . Konstanz, 22. Juli . Die vom Allgemeinen Deutschen
Automobilklub veranstaltete Reichsfahrt 1923 «hatte «nt Mitt¬
woch in Meiningen begonnen. 180 Motorräder leichter und
schwerster Bauart und 117 Automobile waren gemeldet, es kam
jedoch nur die Hälfte am Ziel in Konstanz an. Nennenswerte
Unfälle sind nicht gemeldet worden. Von Pforzheim führte der;
Weg über Wildbad, Freudenstadt , Wolfach, Hornberg, Tribera .
St . Georgen , Billingen , Donaueschingen, Singen , Radolfzell
bis Konstanz . Am Ziel , beim Schützen in Petershausen hatte
sich eine große Menschenmenge ange,ammelt , die dem interes¬
santen Schauspiel beiwohnte. Um 3,40 Uhr am Freitag ging
der erste Mortorradfahrer auf einem Wandererrad durchs Ziel»
um 6,02 Uhr nachmittags der erste Kraftwagen. Am Sams¬
tag wurde die Fahrt nach Stuttgart fortgesetzt-



DZ. Ehrlichkeit einst KKk jetzt. « sf der Fahrt zjwffchrn
MeerSbnrg tiitb Hagnau beugte sich, wie das »Meersb . Ge.
« eindebl." mitteilt . der Kellner einer Dampfers über dar Be»
länder , wobei ihm die Brieftasche mir lK Millionen Mark in-
Wasser siel . Eine Million zog eS vor , sofort zu ersaufen , wäh.
rend die halbe von Wandervögeln aufgefischt und mit Froh »
locken abgezählt wurde . Trotzdem auS beiliegenden Rechnun¬
gen der Eigentümer zu ersehen war , hielten es die Wander¬
burschen in ihrer neuzeitlichen Ehrlichkeit für selbstverständlich ,da- das Geld willkommener Fund sei u. waren sehr unwillig dar¬
über , dag sie von einigen Bürgern am Kragen genommen wur -
den und den Fund abgeben muhten . — In Meersburg kam
dieser Tage eine alte Frau von 75 Jahren auf das Rathaus ,die 10V 000 M. gefunden hatte und darüber nicht wenig er¬
schrocken war . An gutem Rat , sie solle nicht so dumm sein und
etwa das Geld abgeben, hat eS natürlich gleich nicht gefehlt.
Doch die Alte, die ihr Lebtag im Schweife ihres Angesichtsund bleibender Armut in den Reben gearbeitet hat und kau«
einmal ein Stückchen Fleisch sehen wird , sagte : »Mein Leiben
lang bin ich nun ehrlich geblieben, und ich will nicht noch im
hohen Alter fremdes Gut behalten." — Die 100 000 Mark hatman ihr auf dem Rathaus wieder gegeben, weil eS jemandverloren hat . der eS gut entbehren kann.

Aus der Landeshauptstadt .
Der städtische Grmeindevoranschlag für das Rechnungsjahr

1423 liegt nunmehr im Druck vor. Bei dem schwankendenGeldwert >kairn er natürlich kein zuverlässiges Bild von der
Entwicklung der städtischen FinanMirtfchaft in diesem Jahre
aufstellen . Die Schulde» der Stadt betragen auf 1 . April 1923
1187 649071 Mark . Zur Tilgung sind ordentlich 738 753 000
Mark und zum Zwecke verstärkter Tilgung 124816000 Mark
vorgesehen. «Während die unbebauten Grundstücke der Stadt
«inen Überschuh der Einnahmen über die Ausgaben von 372' Millionen Mark erbringen , bedarf die Bewirtschaftung der

. vermieteten Gebäude bei einer Gesamteinnahme von 69 Mil¬
lionen Mark nach dem Stand von Ende Mai einen Zuschußvon nicht weniger als 186684 000 Mark . Die städtischen Be¬
triebe erfordern nach dem Stande von Ende 'Mai einen Zu¬
schuß von 13800000000 M ., während die Überschutzbetriebeim
ganzen nur 399 Millionen Mark abwerfen . Unter den notlei¬
denden Betrieben befinden sich nach wie vor die Straßenbahn !
und die Kleinbahn , die mit zusammen 462 354 000 'Mark die jStadthauptkasse belasten. Der Rheinhafen bedarf infolge der >
französischen Besetzung eines Zuschusses von 302 Millionen jMark , der Zuschuß zum Bestattungswesen beträgt 309612000 jMark. Für Zwecke des Füch'orgewesens und der Kranken - und i
Wohlfahrtspflege betragen die Zuschüsse nicht weniger als 3,7 jMilliarden . Ähnlich hohe Beträge erfordern die städtischen j
Schulen mit 3 564 000000 Mark und die Unterhaltung der i
öffentlichen Straßen und Wege mit 2 385000000 Mark . Im !
ganzen schtkeßt der Voranschlag der Stadthauptkaffe mit einer ■
Gesamtausgabe von 40704006000 Mark Nb. Die entspre¬
chende Zahl des Vorjahres war im ursprünglichen Voranschlag
286,5 Milliarden Mark, im Nachtrag 1799000000 Mark . —
Zum Ausgleich ist (wie bereits mitgeteilt ) die Erhebung einer
Gemeindeumlagr auf das Liegenschafts- und Betriebsvermögenin Höhe von 5 Milliarde » Mark erforderlich, das elffache des trn
Jahre 1922 erhobenen Betrages . Bei weiterer Verschlechterungdes Markwertes fft damit zu rechnen, daß im Spätherbst oder
Winter ein Rachtragsvoranschlag mit entsprechend höheren
Forderungen dem Bürgerausfchuß vorgelegt wird.

Handelskammer Karlsruhe . In der letzten Vollversammlungwidmete Generaldirektor Dr . Döderlein vor Eintritt in die
Verhandlungen dem verstorbenen Kammermitgliode . Fabrikan¬ten August Batschark, Baden-Baden , einen warmen Nachruf. —
In eingehender Beratung befaßte sich die Kammer mit dem
jüngsten Erscheinungen auf dem Devisenmarkt . Dabei kam
die große Notlage zum Ausdruck, in die in den letzten Wochen
Industrie und Handel Mittelbadens drrrch die Art der Devisen- '
regelnng gelangt ist. Man war einmütig der Anffaffungdarüber , daß bei Fortbestehen der jetzigen Bestimmungen , ein
geordneter Geschäftsgang unmöglich fei. daß die Rohstoffversor»

guntz in einer Anzahl von Industriezweigen vollständig unter¬bunden werde, daß Arbeitslosigkeit in großem Umfange die un¬
ausbleibliche Folge sei und auch die Lebensmittelversorgungaußerordentlich erschwert werde. Die Lämmer verurteilt da¬
gegen jede Anmeldung von Devisen, die über den gegenwär¬tigen Bedarf hinausgeht , und sie richtet an Handel und In¬dustrie die dringende Mahnung , nicht mehr als den wirklichenBedarf anzumelden . Im übrigen war man sich auch bei dieser
Wirtschaftssrage einig darüber , daß jede zu weit gehende
Zwangswirtschaft mit unwillkommenen Begleiterscheinungenverbunden sei. Es wurde beschlossen, auch das badische Mini¬
sterium des Innern auf die Wirtschaftsschwierigkeiten, die
durch die neue Regelung des Dedisenverkehrs entstanden seien,aufmerksam zu machen , waS inzwischen bereits erfolgt ist . Fer¬ner ist die Kammer , wie bereits in Tageszeitungen berichtetwurde, an die maßgebenden Berliner Stellen zwecks Abhilfe' herangetreten . — Zur Erstattung der Gutachten über die Han¬delserlaubnis « rrde für Karlsruhe ein besonderer Ausschuß
eingesetzt .

stonzerthaust . Heute (Donnerstag ) abend findet die Erst -
aufführung bet 'Operettenneuheit »Die blaue Mazur "
statt . Morgen und täglich wird ebenfalls »Die Raue Mazur "
aufgeführt . Leiter der Aufführung ist Direktor Steffter ; die
musikalische Leitung hat Kapellmeister ZLrgiebel. Am näch¬
sten Sonntag , den 39. Juli findet nur eine Vorstellung statt ;
eS gelangt ebenfalls »Die blaue Mazur " zur Wiedergabe .

Ltaatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Die Neuregelung der GemarkungSverhättniffe i» de« zusam¬
mengesetzte » Gemeinden Denkingen «ob Groß - Stadelhafen .

1. Die Orte Groß -Stadelhofen , Klein-Stadelhofen , Sikvental,Wattenroute und Krähenried , sämtliche im Amtsbezirk Pful -
lendorf , sind gemäß 8 104 Abs. 1 der Gemeindeordnung in
Genehmigung der zwischen den zuständigen Vertretungen der
Gemeinden und Gemarkungen getroffenen Vereinbarungen und
mit Rückwirkung auf 1 . April b . I ., der Ort Krähenried zu¬
gleich unter Loslösung von der Gesamtgemeinde Denkingen,
zu einer Gemeinde mit dem Namen » Groß -Stadelhofen " ver¬
einigt worden.

2. Die Orte Denkingen, Straß -Hiipensberg und Langgaffe»-
Andelsbach sowie die abgesonderte Gemarkung Malaien , samt»licke im Amtsbezirk Pfnllendorf , sind mit Rückwirkung auf 1.
April 1923 zu einer Gemeinde mit dem Namen »Denkingen"
vereinigt worden. Die Vereinigung ist erfolgt hinsichtlich Lang-
gassen -Andelsbach durch Anordnung des Ministeriums des In¬nern gom . 8 104 Abs. 2 der Geineindeordnung , hinsichtlich der üb¬
rigen Orte und Gemarkungen durch Genehmigung der zwischenden zuständigen Vertretungen abgeschlossenen Vereinbarungennach 8 104 Absatz 1 und 8 105 Absatz 5 der Gemeindeordnungin Verbindung mit § 193 der früheren Gemeindeordnmlg .

KarlSruche , den 21. Juki 1923 .
Der Minister des Jauern ,

I . V'. : L e e r S. Rupp.

Bekanntachung.
Die Bereingunz des Riedhofs, Gemeinde Kickenbach mit der

Gemeinde Altheim.
Der Vereinbarung den zur Vertretung der Gemarkung zu¬ständigen Organe über die Loslösung des Rebenorts Riedhofvon der Gem-rinde Rickenbach, Amt Überlingen und seine Ver¬

einigung mit der Gemeinde Altheim zu einer Gemeinde wurde
gemäß § 104 Absatz 1 der Gemeindeordnung die staatlich«
Genehmigung erteilt . Der Zeitpunkt für die Überleitung der
Grurchbuchführung wird vom Justizministerium bestimmtwerden.

Karlsruhe , den 23. Juli 1923.
Der Minister des Innern .

I . V- : Le er S. Laier .

Bekanntachung.
Di « Bereinigung de» Nebenorts Bruunhaufe « tGemeind»Ruschweiler) mit der Stadtgemeinde Pfnllendorf .

Der zwischen der Gesamtgemeinde Ruschweller, ihrem Ne-benort Brunnhausen und der Stadtgemeinde Pfnllendorf durchBeschlüsse der zur Vertretung dieser Gemarkungen zuständige»Organe vom 9. Februar . 28. März . 2. April 1923 abgeschlos.senen Vereinbarung über die Loslösung des genannten Reben,orts von der Gesamtgemeinde Ruschweiler seine Vereint,«ung mit der Stadtgemeinde Pfnllendorf unter Aufhebungder Gemarkungsgrenze zwischen Brunnhausen und Pfnllendorfmit Wirkung vom 1 . April 1923 wurde gemäß § 104 Absatz tGemO . die staatliche Genehmigung erteilt .
Karlsruhe , den 23. Juli 1923.

Der Minister des Inner ».
I . B. r LeerS . Laier.

Bekanntmachung.
Der Vollzog des Polizeigesehe».

Im Hinblick auf die neue Fassung des § 131 E .G. zu denReichsjustizgesetzen (vergl. 8 21 II des PolizeigefetzeS) wirddie Verfügung vom 18. Februar 1898 Rr . 4671 hiermit auf .gehoben und im Einvernehmen mit dem Justizministeriuindurch folgende Bestimmungen ersetzt :
. 1. Wird eine im öffentlichen Dienste stehende Person wegeneiner Übertretung von erheblicher Bedeutung angezeigt , so isthiervon der zunächst Vorgesetzten Dienstbehö^ e Mitteilungzu machen.
2. Bei Hilfsbeamten eines staatlichen Grundbuchamtes istdaneben auch dem Notariat , bei Richtern, Notaren undStaatsanwälten auch dem Justizminister Nachricht zu geben.Bei Bestrafungen wegen Übertretungen des 8 *9 P .St .GB .(Meldepflicht). § 366 Ziffer 10 R.St .G .B . (straßenpolizeilicheVorschriften) und der 88 529 ff. RB -O . (Übertretung der

Krankenordnungen , Nichtanmeldung Bersicherungspflichtigerusw . ) kann von Mitteilung stets abgesehen werden.Diese Bestimmungen sind in gleicher Weise von den Be¬zirksämtern wie von den Ortspolizeibehürden zu befolge».
Karlsruhe , den 24. Juli 1928.

Der Minister des Inner ».
R e m m e l c.

Bekanntachung.
Das Polizelstrafgrsetzbuch und daS Polizeistrafverfahre ».
In einer - er nächsten Nummern des Gesetz- und Verord¬

nungsblattes wird das Gesetz vom 18. Juli 1923 über da«
Polizeistvafgesetzbuch und das Polizeistrafverfahren sowie da»
Polizeistrafgesetzbuch in seiner jetzigen Fassung bekannt ge¬macht werden.

Es ist vorgesehen, von dieser Nummer des Gesetz - und Ver¬
ordnungsblattes Sonderabdrücke Herstellen zu lassen. Den Be¬zirksämtern und den Bürgermeisterämtern wird anheiingestelbhden etwaigen Bedarf unmittelbar von der Druckerei Malsch tcVogel in Karlsruhe zu beziehen.

Karlsruhe , den 25 . Juli 1923.
Der Minister des Inner ». '

Rernmele .

Personeller Teil .
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungen usw.

der plmmiäßigen Beamte».
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner ».

Ernannt :
Kanzleiassistentin Berta Fleuchaus beim Landeskommiffär i»

Mannheim zur KanzleisekrMärin daselbst .
Berfetzt :

Polizeiwachtweister Karl Frank in Karlsruhe zum Bezirks¬amt Baden .
Entlassen auf Ansuchen :

Polizeiwachtmeister Heinrich Axt in Mannheim .

Ich suche für sofort oder bald erfahrene , saubere

Köchin
sowie ein

Zimmermädchen
das nähen und bügeln kann bei sehr hohem
Lohn . 23 .044 .3.1

Zuschriften mit Zeugnissen und mögkickst mit
Bild erbeten an Frau Fabrikbesitzer Julius
Umbach . Kauder « (Baden ).

Reisekosten werden vergütet.

Straßensperre betr .
Wegen Vornahme von Dampfwalzarbeiten wird der

Verkehr auf folgenden Wegstrecken für Fuhrlverke aller
Art während der beigesetzten Zeiten gesperrt :

1. Kreisweg Nr . 1 von Rußheim nach Graben , in
der Zeit vom 2.—20. August. T .131

2. Kreisweg Nr . 57, Graben — Spöck, im Ort Graben
dom 18.—22 . August.

3. Derselbe aus Gemarkung Spöck vom 20. Augustbis 3. September ds . Js .
Verschiebungen des Arbeitsvollzugs um mehrere

Tage können erforderlich werden.
Zuwiderhandlungen werden gemäß § 366 Ziffer 10

R .Str G B. mit Geld bis zu 300060 M - oder mit
Haft bis zu 14 Tagen bestraft-

Karlsruhe , den 19. Juki 1923 .
Bezirksamt Abt. IL O.Z . 67

MMmzilg tot 6taöfgsmeinbe 6Minp.Das mit Genehmigung des Reichsfinanzministersvorn 21 . Oktober 1922 ansgegebene Notgeld der Stadt .Gückingen dom 30 . November 1922 in Scheinen von50, 100 und 500 M - wird auf 30 . August 1923
tur Einlösung bei der hiesigen Stadtkasse aufgerufen .)aS nach dieser Einlöfungsfrist noch im Umlauf be¬
findliche Notgeld verliert seine Giltigkeit als Zahlungs¬mittel , kann jedoch von diesem Tage an binnen einerweiteren Frist von vier Wochen bei der Stadtkaffedahier cingelöst werden. 29 .658

Gemeinde rat SLckinge « .

Machen Sie beim Einkauf von

DAl IFRWÄSCHF
keinen Fehlgriff . Sie bekommen solche in der

vollkommensten Ausführung - . .
neben allen anderen Herren - Artikeln nur bei

ANDR . WEINIG Jr .»
40 KAISERSTRASSE 40

fiinMpg tuin WlimWÄiiW».
Aufgrund der am 3 . Juli erfolgten notariellen Ver¬

losung wurden folgende Schuldverschreibungen vom
Jahre 1865 auf 1. Oktober dS. IS . zur Heimzahlunggekündigt:

Buchstabe A Skr- 40 über 1000 fl. 25 .651
Buchstabe B Rr . 11, 26 und 27 über 500 fl.
Buchstabe C Nr. 14 über 2uO fl.

Bürgermeisteramt Mosbach .

M M . Mittoll
welche Mitglieder unseres
Vereins find, werden dring,
ersucht , di« noch rückständ.
Jahresbeiträge der Geld¬
entwertung entsprechendzu
erhöhen und alsbald auf
unser Postscheckkonto 11714
Karlsruhe einzuzahlen .
SfteiH fit büD.Iflubituminei.S.

Sitz Heidelberg.
B -652 Der Vorstand .

SBrgctL KWW
«. etnitiji fttijitstaiut

T .123. 2. 1. Donau ,
rscknnge» . Der Konditor
Heinrich Reiter in Donau -
cschingen , Prozeßbedoll-
mächtigte: Rechtsanwälte
Schreiber und Dr . Pfeil
von da, klagt gegen den
Arbeiter Gustav Bosch in

Donaueschingon. unter der
Behauptung , daß der Be¬
klagte ihm aus Darlehen
vom April 1923 den Be¬
trag von 100000 Mark
nebst 5 Prozent Zinsen
vom 1. Mai 1923 ab schul-
de mit dem Anträge aus
Verurteilung desselben
zur Zahlung dieser Netra -
ges nebst Zinsen.
Zur mündlichen Verhand¬

lung des Rechtsstreits wird
der Beklagte vor das Amts¬
gericht in Donaueschingen
auf Mittwoch, den 5. Sep¬
tember 1923, vormittags
SM Uhr, geladen.

Die Sache ist als Fe¬
riensache bezeichnet .

Donaueschingen,
den 23. Julr 1923.
Der Gerichtsschreibrr̂ des

Amtsgerichts.

_ MWedene
Jüngerer ^

■ otot
Mmltmzsbemtll
für bilanz - und revisori-
sche Arbeiten mögl. sof. ge¬
sucht. Gehobene Stellung !
Angebote an die BezirkS -
spurkasse Haslach t. K.

Hohenwart Amt Pforzheim.

HiiMtotfuuf.
Die Gemeinde Hohen¬

wart verstaust freihändig '
aus dem Gemeindowald
Distrikt I 1,7 : 8 III . 3. V
ihre Nadelrundhölzer .

Stämme Tanne :
29 Stück I . Kl . mit 82ch8

Im, 122 Stück II . Kl. mrt
200,56 fin, 189 Stück III .
Kl . -mit 187,49 kn .. 128 .
Stück IV . Kl . mit 75,06
km, 151 Stück V. Kl . mit
54,21 km.

Abschnitte Tanne :
5 Stück I . Kl . mit 7,72

km. 38 Stück II . Kl . mit
38,37 fm, 44 Stück III .
Kl. mit 25£ 1 km.

«

Stämme Forlen :
3 Stück II . Kl. mit 3,71

km , 19 Stück III . Kl. mit
17,15 km, 12 Stück IV . Kl.
mit 7,29 fm, 10 Stück V.
Kl. mit 3,16 km.

Abschnitte Forsten :
6 Stück I . Kl. mit 10,94

km. 13 Stück II . Kl . mit
13,26 km. 9 Stück III Kl .
mit 4,59 km.

3 Eichen II . Kl. mit 7,44
km, 1 Buche II . Kl . 1,15
km, allez in Klassen. An¬
gebote in ganzen Prozen¬
ten der L .G .Pr . vom
Rov. 1922 wollen bis spä¬
testens Montag , den 30.
ds Mts ^ abends 6 Uhr,
verschlossen beim Gemein¬
derat eingereicht werden .
Die Genehmigung des
Verkaufs durchs staatliche
Forstamt Huchenfeld in
Pforzheim bleibt Vorbe¬
halten . B .649

Der Gemeinderat .

Tfv . 1014.
EenieWinttBinnentarif
Lei Deutschen WMn.

Betlieb5.EeWSrisl
Wische MMuhm).

Am l . August d. I ».
werden entsprechend dem
Vorgehen der Rcicksbaho
die Personen - und Gepäck-
tarifc um rd. 300 bezw .
250 v. H. und die Expreß¬
gut-, Tier - und Güteria »
rife um rd . 150 v. H . im
Verkehr mit den Stationen
der Nebenbahnen Ackern—
Ottenhofen. Bkberach —
Oberharinersbach . Haltin¬
gen—Kandern , Krozingen
—Münstertal —Salzburg ,
Mosbach—Mu bau, Ober -
schefflenz —Billigheiin und
Orschweier—Ettenhrim -

münster erhöht. Das als¬

baldige Inkrafttreten der
Tariferhöhung gründet sich
auf die vorübergehende Än¬
derung des 8 6 der Eisen¬
bahn- Verkehrs-Ordnung

(Reichsgesetzblatt 1914 S .
455 ) . B .656

Berlin , 24 . Juli 1923 .
Deutsche Eisenbahn -
Bctrirbs -Gesellschaft .

_ A.-G.
Tfv . 1044 .

Binnentarif Ui Neben.
bahliMckinW-DöiOach

(ZagWbahn ).
Ab 1 . August 1923 wer-

den entsprechend dem Vor¬
gehen der Reichsbahn di«
Personen - u. Gepäcktarife
unr rd . 300 v . H. bezw. 256
v. H. und die Expreßgut -,
Trer- und Gütertarife um
rd . 150 v. H. erhöht.

Das alsbaldige Inkraft¬
treten der Tariferhöhung
gründet sich auf die vor¬
übergehende Änderung de»
8 6 der Eisenbahn -Ber»
kehrs-Ordnung (Reichsge¬
setzblatt 1914 Seite 455 ).

Berlin , 24 . Juli 1923 .
Deutsche Eisenbahn -
Betrirbs -Gesellschaft .

A .-G . 89 .651
Md«,»

emMtiiiWt
Zur Durchführung eini¬

ger durch die allgemeine
Tariferhöhung bedingte
Änderungen und einer un¬
wesentlichen Textänderung
der Bestimmungen über
den Qbergcmgsverkehr der

Zell—Todtnauer Eisens
bahn erscheint am 1. Au¬
gust l. I . Nachtrag XII
zum Binnentarif für die
Badischen Linien . B .654
Darmstadt . 23. Juli 1923.

Die Direktion.
Druck der Kartsruher Zeitung .
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